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4. - Eingriffsregelung in der Bauleitplanung

Bei den vorhandenen Plangebieteh handelt es sich um bestehende Bauflächen, bei der 
Eingriffe in Natur und Landschaft nichf zu erwarten sind, da es sich bei der Planung· · 
lediglich um eine Nutzungsänderungen handelt. Die Bebauungspläne schreiben 
lediglich zulässige, aber noch ni<?ht realisierte Eingriffe fest. 

5. Hochwassersc.tiutz

Die Planzeichnungen stellen im östlichen Bereich der Plangebiete die Umgrenzung der 
Flächen dar, bei deren Bebauung besondere bauliche Vorkehrungen gegen äußere 
Einwirkungen oder bei denen besondere ba1.:1liche Sicherurigsmaßnahmen gegen 
Naturgewalten erforderlich sind (§ 9 Abs. 5 BauGB). Der westlich dieser 
Kennzeich'nung·gelegene Bereich definiert die in ihrer Höhenentwicklung unter 
NN 3,50 m liegenden Flächen. · 
· Der höchste bekannte Wasserstand am Pegel betrug am 13. November 1 �72, 
+ 3,25 m NN. Bei einem ähnlichen Hoch�asser, wobei noch säkulare
Wasserstandhebung von etwa 0,25 m zu berücksichtigen ist, werden Gebäude und
Anlagen in einem Gelände unter dieser Höhe dem Ostseehochwasser und seinen
Folgeerscheinungen ausgesetzt sein. Aus diesem Grund mü$sen Aufenthaltsräume,
eine Fußbodenhohe von mindestens+ 3,50 m aufweisen. Bei warftähnlicher oder
aufgeständerter. Bauweise ohne ausreichenden Deichschutz sind leicht zugängliche
und sichere Fluchtmöglichkeiten innerhalb per Gebäude zu sturmflutsicheren
Stockwerken oder außerhalb davon zu sturmflutsicheren Sammelplätzen zu schaffen.
Die Gebäude sind gegen Wellenschlag und Unterspülung besonders zu sichern.
Für die bereits vorhandene Bebauung, die für den dauernden Aufenfüalt von Menschen
bestimmt ist, sind leicht zugängliche und sichere Fluchtmöglichkeiten innerhalb- der
Gebäude zu sturmflutsicheren Stockwerken oder außerhalb davon zu
sturmflutsicheren Sammelplätzen zu schaffen.

6. Altstandortverdachtsflächen

Im den Plangebieten befinden sich gewerblich genutzte Grundstücke, die aufgrund der 
dort ansässigen Betriebe als Standortverdachtsflächen einzustufen sind. Im einzelnen 
handelt es sich um folgende Grundstücke: 

Flensburger Str.1: Kohlenhandlung ca. 1950 - ca. 1965 

Flerisburger Str.3: Autoreparaturwerkstatt ca. 1950 - ca. 1970 

Molkereiwerkstatt ca. 1970 - 1984 

Aufgrund der seitens des Kreises Schleswig-Flensburg (Abfallwirtschaft) vorgebrachten 
Bedenken hinsichtlich der Standortverdachtsflächen, wurde im Auftrage der 
Grundstückseigentümer, Flensburger Str.1, ein Gutachten über orientierende 
Bodenuntersuchungen in Auftrag gegeben. 
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10. 7 Straßenbeleuchtung

Für die Straßen- und Wegebeleuchtung werden Standleuchten in ausreichender 

Anzahl aufgestellt. 

11.· Kosten

Die für die weitere Erschließung des Gebietes erforderlichen 'Kosten werden derzeit 

ermittelt. 

Bürgermeister 


